Wien, Donnerstag, den 28. Jänner 1886. XIX. Jahrgang. Nr. 4. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


— 
— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 
Prauumerationspreis: Für Wien mit Zusendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 

Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. WE 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beflagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſtegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der ſeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


= — = = | — — — — = — — — E 
Inhalt: einzufügen, oder die Beſtimmungen des Geſetzes ſinngemäß darauf 

Beiträge zur Praxis des öſterr. Waſſerrechtsgeſetzes. Von Dr. anzuwenden. FR 5 g 0 u 
peer n a) ö Das einſchlägige Material ſelbſt iſt aber, wie dies der Anlage 


Mittheilungen aus der Praxis: des Werkes entſpricht, weder erſchöpfend noch zuſammenhängend behandelt. 
1. Auch ein gewöhnlicher Brückenſteg iſt wegen der Möglichkeit einer Stauung Seit Erſcheinen des Werkes von Peyrer hat aber die erwähnte Waſſer⸗ 
der Gewäſſer als Waſſerbau anzuſehen und zur Errichtung desſelben die benützung durch das Geſetz vom 25. April 1885 betreffend die Fiſcherei 


votitiich-behörbliche ewillgung nothig. — 2. Streitigkeiten wegen Störung in den Binnengewäſſern eine weitergehende Regelung erſahren, und es 
im Beſitze eines ſolchen Steges gehören nicht zur Competenz der Gerichte ä ; ER : 5 ; 
ſondern der politiſchen Behörden, ſelbſt wenn es fich gleichzeitig um Störung kann wohl geſagt werden, daß Dal lau lei ſehr geneigt 
im Beſitze des Gehrechtes zum Stege und über denſelben hinaus handelt. iſt, die Benützung des Waſſers zur Fortſchaffung von Abfällen zu 

EL a 2 111 i 1 1 zu übertragen, auch wenn im erſchweren, oder womöglich zu verhindern. Es enthält aber gerade 
alten Grundbuche beſondere Grundbuchseinlagen für dieſelben beſtehen. dieſes Geſe eſtimmungen, welche unsere Frage klarſtellen, ſpeciell die 
(Geſetz vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 89: 8 2; vom 25. Juli 1871, dieſes Geſetz Beſtimmungen, che unſere Frag ‚I 


R. G. Bl. Nr. 96: 88 7 b, 12. in der Ausgabe von Dr. Kaſerer beigefügten Materialien enthalten 
Geſetze und Verordnungen. a viele ſchätzenswerthe Aufſchlüſſe. 

Perſonalien. Der Widerſtand gegen die erwähnte Waſſerbenützung gründet ſich 
Erledigungen, weniger auf ſauitäre Vorſichten, ſondern in der Regel auf Rückſichten 


ee —— 2 8 8 für die Fiſchzucht Eine Vertretung dieſer letzteren Intereſſen hat gewiß 


15 * > — am ihre Berechtigung; für die Zuläſſigkeit der Waſſerbenützung, bezw. für 
Beiträge zur Praxis des öſterr. Waſſerrechtsgeſetzes.“) die Verwerthung des Waſſers kann aber nicht ein einzelner Zweig der 
Von Dr. Moriz; Caf Volkswirthſchaft einſeitig als ausſchlaggebend betrachtet werden, ſondern 
on Dre Moriz Eaſpaar. nur das gegenſeitige Abwiegen der volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
Die Waſſerbenützung zur Fortſchaffung gewerblicher und industrieller maßgebend fein. a ek 
Abfülle. Wir glauben aber weiters, daß für eine gründliche Beurtheilung 
: R 5 8 RR u h der Frage eine Scheidung der zur Fortſchaffung gelangenden Materialien 
5 Die Benützung Bes Waſſers zur Fortſchaffung induſtrieller Abfälle 1 iſt; 25 muß biete 1 ihrer Natut, nach ihrem Verhalten 
0 ohne Zweiſel eines der bis heute noch am wenigſten klargeſtellten gegenüber dem Waſſer der Luft u. ſ. f. trennen. Man wird nach dieſer 
ebiete unſeres Waſſerrechtes. N 5 „ Unterſcheidung die Abfälle, welche dem Waſſer zur Fortſchaffung über— 
Abgeſehen davon, daß das Geſetz (das Reichsgeſetz, bezw. die geben werden, trennen können 
betreffenden Landesgeſetze) . dieſe Waſſerbenützung nur wenige Be | 1. in ſolche gegen deren Einleitung in das Waſſer ſanitätspolizei⸗ 
ſtimmungen enthalt, iſt auch die von den Behörden in dieſer Frage liche Gründe ſprechen; 5 
eingehaltene Praxis eine verſchiedene, und iſt dies leicht begreiflich, da 2. in ſolche, bei welchen derartige Bedenken nicht vorliegen, die 
wir es hier mit einem Gebiete zu thun haben, das durch die Mannig⸗ wir daher als indifferente bezeichnen können. * 
a der gewerblichen Betriebe die größten Verſchiedenheiten aufweilt. Wir werden uns vorwiegend mit den Abfällen der zweiten Kategorie 
m un, nach ermangelt ſelbes noch mehr darum der noth⸗ beſchäfrigen, und zwar aus folgenden Gründen. Für die Fortſchaffung 
bens becialiſirung, weil nur zu häufig alle derartigen Waſſer⸗ indifferenter Induſtrieabfälle durch das Waſſer liegen uns aus den 
gefaßt weiten den allgemeinen Begriff der „Waſſerverunreinigung Gebirgsgegenden ſpeciell im Gebiete der Berg- und Hütteninduſtrie 
N „ a 4 , N zahlreiche Beiſpiele vor. Hier hat ſich dieſe Waſſerbenützung zum Theile 
neiinenben Sa von Intereſſe fein, die auf dieſe Frage bezug⸗ ſeit altersher eingebürgert. Der locale Sprachgebrauch bezeichnet dieſe 
b 0 ben. In ungen des Geſetzes hier zuſammenzuſtellen und zu Fortſchaffung mit dem Ausdrucke „Triften“ und qualificirt damit finn- 
re 152 K 110 Ka e können wir für unſere Unterſuchung gemäß eine gleiche Waſſerbenützung, wie ſie das Forſtweſen kennt. Auch 
das Wer 9 5 5 Passt benützen, das durch feine Reichhaltigkeit dier handelt es ſich um ein einfaches Fortbewegen, aller es mit dent 
I „gan t x = 50 ili 1 Anerkennung aller al der Handhabung des Unterſchiede, daß in dem einen Falle das getriftete Holz durch eigene 
aſſerrechtes betheiligten Juriſten und Techniker erworben hat, das Vorkehrungen wieder aufgefangen wird, während eine Wiedergewinnung 
genannte Werk erwähnt die von uns behandelte Frage an vielen Stellen, der getrifteten Abfälle nur theilweiſe — als Sand — möglich iſt, 
Rn daß das Bedürfniß der Praxis nothwendig dahin drängt, bezw angeſtrebt wird. Die Waſſerbenützung der Bergbaue geht allerdings 
el angeführte Waſſerbenützung in den Rahmen des Geſetzes in dieſer Richtung noch weiter, es wird z. B. das noch zu waſchende 
0 Kohlenklein getriftet und an geeigneter Stelle durch Einlags-, bezw. 
*) Siehe Jahrgang 1882, Nr. 33. . i 1 85 f 5 
Il. Auflage. Die bee Si gain Ce Vollendung dieſes Waſchgitter gewonnen. Wir halten uns daher auch in unſeren Erörterungen 
Aufſatzes erſchienen. ee eee an dieſen Sprachgebrauch, wenn wir vom Triften der Abfälle ſprechen. 


Unjere Unterſcheidung von Kategorie 1 liegt nun darin, daß die Ab— 
fälle der zweiten Art dem Waffer nur mechaniſch beigemengt werden, 
daß ſie die chemiſche Beſchaffenheit des Waſſers nicht ändern, kurz, daß ſie 
keine im Waſſer lösliche Subſtanzen enthalten, oder doch nur ſolche in 
ſo geringer Menge, daß das Waſſer dadurch keine ſanitär bedenkliche 
Verunreinigung erfährt, und daß von eingeworfenen Abfällen 
mechaniſch gereinigt, d. i, filtrirt, bezw. geklärt, für gewöhnliche Ver⸗ 
wendung brauchbar bleibt. 

Die hier angegebenen Grundſätze gelten ohne Zweiſel, wenn dem 
Waſſer Aſche, Holzkohlenklein, Braunkohlenklein, Hochofenſchlake (Silicate) 
von geringem ſpecifiſchen Gewichte zur Abtriftung übergeben werden, 
ebenſo wie Bauſchutt kleinerer Korngröße, Straßenkoth u. dergl. 

Die Nothwendigkeit einer ſolchen Waſſerbenützung wird in der 
Regel durch örtliche Verhältniſſe bedingt, ſie kann in einzelnen Fällen 
eine Exiſtenzfrage für beſtehende Induſtriezweige werden, da wo Depot— 
plätze für die Lagerung von Abfällen nicht vorhanden find. Voraus⸗ 


es 


14 


ſetzung einer ſolcheu Benützung iſt, daß das Waſſer die eingeworfenen 
9 


Abfälle fortbewegen kann, woraus ſich wieder gewiſſe Bedingungen für 
die Art und Größe der einzuwerfenden Abfälle ſowie für die Zeit des 
Einwerfens ergeben Die Regelung der letztgenannten Bedingungen hat 
in einem einzelnen hervorragenden Beiſpiele zur Aufſtellung einer eige— 
nen Triftordnung geführt. 

Es ſollen nun zunächſt die geſetzlichen Beſtimmungen, welche auf 
dieſe Frage Bezug haben, erörtert werden, ſodann wollen wir daraus 
die Nutzanwendung auf die Praxis ableiten. 

Bei Anführung der Geſetzesparagraphe halten wir uns, wo nicht 
ausdrücklich ein anderer Text gebraucht wird, an das Waſſerrechtsgeſetz 
für Steiermark. Hier kommt vor Allem Artikel III des Einführungs— 
geſetzes zu beſprechen. Schon bei Feſtſtellung des Geſetzestextes (ſiehe 
Peyrer, Seite 79) war der Unterfchied zwiſchen Beſtand und Um: 
fang eines Rechtes einerſeits und der Ausübung andererſeits ſtreitig. 


Iſt die Ausübung ein Ausfluß des Umfanges, kann der Beſtand des 


Rechtes eine Beſchränkung erleiden durch etwaige der Ausübung geſtellte 
Schranken? 

Mau kommt hier möglicherweiſe geradezu in Conflict mit dem 
erſten Abſatze des Artikel [II. Was ſoll die Aufrechterhaltung eines 
Waſſerbenützungsrechtes, wenn das neue Geſetz die Ausübung unterſagt? 

Die von uus beſprochene Waſſerbenützung, d. i. das Triften von 
Abfällen bietet ein ſolches Beiſpiel. Ein Unternehmen hat durch mehr— 
hundertjährige Uebung das Triftrecht erworben; der Artikel III ſtellt 
die Ausübung unter die Normen des neuen Geſetzes, welches ſich der 
erwähnten Benützung gegenüber entſchieden ablehuend verhält Sinn— 
gemäß kaun Artikel IIL nur fo ausgelegt werden, daß ſich der Berech— 
tigte bei Ausübung ſeiner erworbenen Benützungsrechte jene Beſchrän— 
kungen gefallen laſſen muß, welche das neue Geſetz im Intereſſe der 
allgemeinen Volkswirthſchaftspflege ihm aufzuerlegen für gut findet. 


Dies entſpricht aber unbedingt einer Beſchränkung des Umfauges des 


Rechtes, und unter dieſer Vorausſetzung laſſen ſich Abſ. 1 und 2 des 
Artikel III nicht vereinbaren. In unſerem Falle iſt dies aber von um 
ſo größerer Bedeutung, weil die erworbenen Rechte ſich in der Regel 
nicht auf ſpecielle Geſetze, ſondern auf die Erſitzung gründen, daher auch 
die Conſtatirung von Beſtand und Umfang ſchwieriger iſt. Daß eine 
Erweiterung der Ausübung den Beſtimmungen des geltenden Geſetzes 
unterworfen it, unterliegt keinem Zweifel. Die aus dem geltenden Ge⸗ 
ſetze der früheren Uebung erwachſende Beſchränkung iſt eine um ſo 
größere, als das Geſetz das Conceſſionsſyſtem auf dieſem Gebiete der 
Volkswirthſchaftspflege ſtreng durchführt und alle Berechtigungen nur 
unter Vorbehalt ertheilt werden. Die von Peyrer angeführten Bei— 
ſpiele ſind zu enge begrenzt, um dieſe wichtige Frage genügend auf— 
zuhellen; die Praxis bietet allerdings viele ſolche Fälle. Wir müſſen 
auch hier wie ſeinerzeit die Bemerkung machen, daß unſerer Anſicht 


nach die Landesgeſetzgebungen den gerade auf dem Gebiete des Waſſer⸗ 


rechtsgeſetzes wichtigen localen Eigenthümlichkeiten zu wenig Rechnung 
getragen haben. In Abſchnitt II, „Benützung der Gewäſſer,“ führt 
Peyrer, Seite 139, aus, daß die älteren Geſetze, Verordnungen und 
Entwürfe die einzelnen Formen der Waſſerbenützung, nämlich: Schiff⸗ 
und Floßfahrt, die Holztrift, die Waſſerverſorgung der Ortſchaften und 
Gemeinden, die gewerbliche Waſſerbenützung (Triebwerke und Stau⸗ 
anlagen), die landwirthſchaftliche (Entwäſſerung und Bewäſſerung), end⸗ 
lich die Fiſcherei ausdrücklich enthalten haben. Dieſe Anführung läßt 
die Benützung des Waſſers als Fortſchaffungsmittel aus, da ſelbe ohne 


Zweifel, obgleich eine thatſächliche Uebung, mit Ausnahme der Beſtim⸗ 
mungen des Berggeſetzes, geſetzlich nicht geregelt war. 

Peyrer ſagt hier, „es verfolgen die verwaltungsrechtlichen Nor- 
men des Waſſerrechtes im Weſentlichen zwei Hauptzwecke: einmal ſollen 
durch dieſelben die Gefahren und Beläſtigungen verhütet und beſfeitigt 
werden, die eine rückſichtslos vom Standpunkte des Einzelintereſſes aus⸗ 
geübte Waſſerbenützung für die Allgemeinheit oder für größere Intereſſen⸗ 
kreiſe zur Folge hat; ſodann ſoll, ſoweit ein Intereſſe der Allgemein 
heit oder einer größeren Zahl Betheiligter vorliegt, durch die Zwangs— 
mittel der Verwaltung eine intenſive, rationelle, möglichſt Vielen zu 
Gute kommende Waſſerbenützung geſichert werden.“ 

Die erſte Geſetzesbeſtimmung, welche der vorliegenden Frage näher 
tritt, iſt der §S 10, welcher von den Beſchränkungen in der Benützung 
der Privatgewäſſer ſpricht, hier heißt es: „insbeſonders darf keine das 
Recht eines Anderen beeinträchtigende Verunreinigung des Waſſers“ 
verurſacht werden. Peyrer bezieht hier ſchon die Beſprechung der 
Waſſerbenützung durch Einleiten von Abfallwaſſer u. ſ. f. ein, iſt aber 
doch genöthigt, vorzugreifen auf den § 16 (15), welcher ſagt: jede 
andere Benützung der öffentlichen Gewäfſer bedarf der vorläufigen Be- 
willigung der dazu berufenen politiſchen Behörde. Es iſt nicht zuläſſig, 
alle von uns erörterten Waſſerbenützungen einfach unter die „Verun— 
reinigungen“ zu ſubſumiren, abgeſehen davon, daß § 10 nur von den 
Privatgewäſſern ſpricht. Peyrer ſagt hier Seite 175: „durch dieſe 
Beſtimmung (bezieht ſich jedenfalls auf $ 16 15) iſt jede ohne eine 
ſolche Bewilligung vorgenommene Verunreinigung eines öffentlichen Ge— 
wäſſers verboten.“ 

Nachdem im Conceſſionswege eine ſolche hier als Verunreinigung 
claſſificirte Waſſerbenützung eingeräumt werden kann, die freie Waſſer— 
benützung aber überhaupt auf ein Minimum eingeſchräukt iſt, ſo kaun 
man dem hier gebrauchten Ausdrucke keine ſchärfere Bedeutung beilegen, 
als daß überhaupt jede Benützung der Gewäſſer ohne die erforderliche 
behördliche Bewilligung als Waſſerfrevel (S 64) angeſehen wird. 

Dies iſt aber für die Auffaſſung unſerer Frage nicht unwichtig. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


1. Auch ein gewöhnlicher Brückenſteg iſt wegen der Möglichkeit 
einer Stauung der Gewäſſer als Waſſerbau anzuſehen und zur 
Errichtung desſelben die politiſch-behördliche Bewilligung nöthig. 

D. Streitigkeiten wegen Störung im Beſitze eines ſolchen 
Steges gehoren nicht zur Competenz der Gerichte, fondern der 
politiſchen Behörden, ſelbſt wenn es ſich gleichzeitig um Störung 
im Beſitze des Gehrechtes zum Stege und über denſelben hinaus 

handelt. 

Laut Klage de praes. 15. März 1883, Z. 1899, begehrte der 
Herrſchaftsverwalter A I und Revierförſter A 2 in Vertretung des 
Gutseigenthümers A 3 wider den Grundwirth B. das Erkenntniß, 
die Kläger ſeien im factiſchen Beſitze des Rechtes des Fußweges über 
die Grenzraine zwiſchen den Grundparcellen Nr. 580, 581, 589 und 
592 zur Kataſtralgemeinde R. und habe der Geklagte ſie in dieſem 
thatſächlichen Rechtsbeſitze dadurch geſtört, daß er am 28. Februar 
1883 die bei dem Grenzraine zwiſchen den Grundparcellen Nr. 581 
und 589 befindliche, über den dortigen todten Graben führende Steg— 
brücke herausgehoben, in den ſogenannten Deputatgarten hineingewor— 
fen und dem Revierförſter A 2 das Betreten dieſes Fußweges unter- 
ſagt hat, weshalb um den Auftrag zur Unterlaſſung jeder weiteren 
Störung und Wiederherſtellung der erwähnten Stegbrücke in den vori⸗ 
gen Stand gebeten wurde. 

Bei dem über dieſe Klage angeordneten Localaugenſcheine wurde 
erhoben, daß aus der Mühle des Belangten das Waſſer in ziemlich 
bedeutender Strömung durch den beſagten todten Graben abfließt, daß 
ferner die bewußte Stegbrücke aus einem ſtarken Pfoten beſtand, der 
in ziemlich beträchtlicher Höhe auf zwei im Ufer des Grabens ein— 
gerammten Pflöcken befeſtigt war, überdies in der Höhe von 10 Zoll 
über der Stegbrücke und von mehr als 200 Zoll unterhalb derſelben 
Spuren von Schlamm an Geſträuchen und Bäumen bemerkbar waren, 
endlich auch die Ackerkrume von den am rechten Ufer gelegenen Grund⸗ 
ſtücken in der Richtung gegen den todten Graben zu etwas abge⸗ 
ſchwemmt war. Im Zuge der Verhandlung geſtand B. zu, daß der 


Mitkläger A 2 die Stegbrücke hergeſtellt hat und ſeitdem in An- 
gelegenheiten ſeines Dienſtes hinüberging, daß er — B. — dieſelbe 
herausgehoben und in den erwähnten Deputatgarten des Revierförſters 
A 2 hineingetragen hat, ſtellte jedoch in Abrede, dem Letzteren dieſen 
Fußweg unterſagt zu haben, wendete auch weiters ein, er habe die 
Stegbrücke nur aus dem Grunde beſeitigt, weil ſie bei Hochwaſſer den 
Abfluß des Gewäſſers hemmte, welches ſohin ſich auf die Ufergründe 
ergoß und ihm Schaden verurſachte, — dieſelbe ſei im Bereiche der 
ſogenannten Inundationslinie errichtet und ſomit ein Waſſerbau, wes⸗ 
halb vorliegende Streitſache zur Competenz der politiſchen Behörde 
gehöre und durch dieſe, nicht aber durch das Gericht zu entſcheiden fei. 
Auch beſtritt B. die active Legitimation der Klagspartei zur Klageein— 
bringung, weil der Revierförſter A 2 ſelbſt für ſeine Perſon nicht im 
Rechtsbeſitze ſich befand, ſondern ihn nur für das Forſtamt ausübte, 


das Forſtamt jedoch weder als phyſiſche noch als juriſtiſche Perſon klag⸗ 
bar auftreten könne. 


Gegen die vorgebrachte Incompetenzeinwendung brachten die 
Kläger vor, daß in der vorliegenden Streitſache es ſich nicht um eine 
Angelegenheit des Waſſerrechtes, ſondern blos um das Recht des Fuß— 
weges handle, welches eigenmächtig geſtört wurde, gegen die Einwen— 
dung der mangelnden Klagslegitimation, daß A 2 auch außer Dienſt 
den Jußweg benützte und mithin auch für ſeine Perſon im Rechtsbeſitze 
ſich befand, das Forſtamt aber gleich jeder anderen Domänenverwaltung 
als juriſtiſche Perſon anzuſehen ſei und als ſolche ſich gleichfalls im 
Beſitze befinden könne. 


Kraft des Endbeſcheides des k. k. Bezirksgerichtes L. vom 
17. Juni 1883, 3. 4519, wurde dem Klagebegehren ſtattgegeben, und 
zwar aus folgenden Gründen: Der Belangte B. hat einbekannt, daß 
der Revierförſter A 2 ſchon im Jahre 1880 ſich an der beſagten 
Stelle eine Stegbrücke, und zwar aus dienſtlichen Rückſichten herrichten 
ließ, daß er ferner ſeit dem Jahre 1880 über die Grenzraine der 
Grundparcellen Nr. 580, 581 und 592 ging, fo oft es der Dienſt 
erforderte und daß er in Ausübung ſeines Dienſtes auch über den 


erwähnten Steg ging, am 28. Februar jedoch die beſagte Stegbrücke 


heraushob. Hiedurch iſt auch dargethan, daß der Mitkläger A 2 wirk⸗ 
lich den Fußweg über die gedachten Grenzraine benützte, ſohin im 


Beſitze des Brückenſteges war und durch dieſe Beſeitigung in dieſem 


Beſitze geſtört wurde. Denn da er über die oberwähnten Grundpar⸗ 
cellen zum beſagten Brückenſtege und über dieſen auf das Grundſtück 
Parcelle Nr. 589 gelangte, jo iſt das factiſche Recht des Fußweges 
nunmehr zwecklos und deſſen Ausübung unmöglich geworden, weshalb 
der Klage ſtattzugeben war. Ueberdies ſind auch die erhobenen Einwen— 
dungen: a) der mangelnden activen Proceßlegitimation und p) der In— 
competenz der Gerichte unſtichhältig, erſtere darum, weil der Mit— 
kläger A 2 über dieſen Steg und die Grenzraine im dienſtlichen 
Jutereſſe zu gehen pflegte; daher als phyſiſche Perſon für ſich und als 
Repräſentaut des Forſtamtes für den Gutsherrn, reſp. Dienſtgeber im 
factiſchen Beſitze dieſes Gehrechtes ſich befand, — letzteres aus dem 
Grunde, weil es ſich hier nur um den factiſchen Beſitz des Brückenſteges 
und des Gehrechtes handelt, allein nicht um Benützung des Waſſers 
mittelſt einer Waſſerbaute, zu denen eine gewöhnliche, auf zwei in einem 
Graben eingerammten Pfählen befeſtigte Stegbrücke nicht gerechnet werden 
kann, mithin die ss 17, 71 und 75 des Landesgeſetzes für Böhmen 
vom 28. Auguſt 1870, Nr. 71, unanwendbar erſcheinen. 

Ueber Recurs des Belangten hat aber das k. k. Oberlandesgericht 
mittelſt Decretes vom 16. October 1883, 3. 21.609 und 29.259, 
den augefochtenen Endbeſcheid ſammt dem voraufgegangenen Verfahren 
mit Emnſchluß des Klagsbeſcheides als null und nichtig behoben und dem 
Erſtrichter die Rückſtellung der Klage als zum gerichtlichen Verfahren 
ungeeignet aufgetragen, aus Grün den: Abgeſehen davon, daß der Be— 
langte ſelbſt behauptet, den Brückenſteg nur deshalb beſeitigt zu haben, 
weil zufolge ſeiner Errichtung das Waſſer ſich ſtaute und ſeine Rechte 
gefährdet waren, geht actenmäßig hervor, daß die Errichtung desſelben 
ohne Bewilligung der politiſchen Behörde erfolgte. Zur Errichtung eines 
Brückenſteges, der allerdings eine Stauung des Gewäſſers bewirken kann, 
iſt jedoch die Bewilligung der gedachten Behörde erforderlich Obwohl 
daher zweifelsohne in der Handlungsweiſe des B. eine Beſitzſtörung 
gelegen und auch nach dem Waſſergeſetze Niemand berechtigt iſt, den 
ruhigen Beſitz eines Waſſerbaues ſelbſt in dem Falle zu ſtören, wenn 
dieſer auf unbefugte Weiſe errichtet wurde, ſo iſt doch vorliegende 
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Streitſache von der politiſchen Behörde zu entſcheiden. Gleichwie nämlich 
es dem Waſſergeſetze entſprochen hätte, wenn B. die Uebertretung des⸗ 
ſelben ſeitens der Kläger der politiſchen Behörde angezeigt und um die 
Beſeitigung dieſes fein Eigenthum gefährdenden Waſſerbaues gebeten 
hätte, ſo kann auch nur die politiſche Behörde vorliegende Angelegenheit 
in einer der öffentlichen Wichtigkeit des Waſſerelementes entſprechenden 
Weiſe gehörig löſen, indem einerſeits die etwaige Neuerrichtung der 
Stegbrücke zu bewilligen, andererſeits eine volle Gewähr der Sicherheit 
bietende Conſtruction derſelben als Bedingung der Genehmigung zu 
ſtatuiren ſein wird, während mittelſt des gerichtlichen Endbeſcheides im 
Beſitzſtörungsverfahren nur der vorige gefahrdrohende Stand wieder— 
hergeſtellt werden müßte. Dem Geſagten zufolge und im Hinblick auf 
die in den 88 3, 17, 18, 43, 70, 74 und 75 des Waſſergeſetzes 
ausgeſprochenen Grundſätze iſt alſo die Competenz der politiſchen Behörde 
in dieſer Angelegenheit begründet und war wie oben zu erkennen. 


Ueber Reviſionsrecurs der Kläger, worin der Nachdruck darauf 
gelegt wurde, daß es ſich nur um das Gehrecht und nicht um eine 
Waſſerrechtsangelegenheit oder einen Waſſerbau handle, als welcher ein 
über einen Graben in Form einer Brücke gelegter und befeſtigter 
Pfoſten nicht angeſehen werden kann, beſtätigte der k. k. oberſte Gerichts- 
hof mittelſt des Decretes vom 17. Jänner 1884, Z. 46, die Ent- 
ſcheidung der zweiten Inſtanz aus deren Gründen und in der weiteren 
Erwägung, daß B. die Befeitigung des Brückenſteges derart bereits 
durchgeführt hatte, daß in ſeiner nachträglichen Aeußeruug gegenüber 
dem zufällig vorübergehenden Revierförſter, er habe den Steg ausgehoben 
und werde das Gehen dortſelbſt nicht mehr geſtatten, eine abgeſonderte 
Störung nicht erblickt werden kann, die Kläger übrigens gegen den End— 
beſcheid der erſten Inſtanz, der auf jenes im Klagebegehren allerdings 
als eine abgeſonderte Störung bezeichnete Verbot keinen Bedacht nahm, 
nicht recurrirt haben. R—. 


Fiſchereirechte find in das neue Grundbuch nicht zu übertragen, 
auch wenn im alten Grundbuche befondere Grundbuchseinlagen 
für dieſelben beſtehen. (Geſetz vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. 
Nr. 89: § 2; vom 25. Juli 1821, R. G. Bl. Nr. 96: 
§§ /b, 12.) 

l Nachdem das bei den Localerhebungen zur Anlegung der neuen 
Grundbücher angebrachte Begehren des Vertreters des Freiherrn M. v. M. 
um Uebertragung des ſogenannten Peri'ſchen Fiſchwaſſers, für welches 
in den alten Grundbüchern beſondere Einlagen beſtanden, in die neuen 
Grundbücher unberückſichtigt geblieben war, hat derſelbe dieſe Ueber— 
tragung im Richtigſtellungsverfahren neuerdings begehrt. 


Das k. k. Bezirksgericht Frankenmarkt hat dieſes Geſuch abge 
wieſen und das k. k. Oberlandesgericht in Wien dem dagegen ergriffenen 
Recurſe in der Erwägung keine Folge gegeben, daß, wenn auch das 
Fiſchwaſſerrecht nach den vorgelegten Extracten aus dem Grundbuche 
der ehemaligen Herrſchaft Kogl, Marktamt, Tom. I, Fol. 233, und der 
ehemaligen Herrſchaſt Walchen, Tom, II, Fol. 849 im alten Grund— 
buche ſelbſtſtändig vorgetragen war, dieſes Recht zur Uebertragung als 
ſelbſtſtändiges Grundbuchsobject in's neue Grundbuch im Sinne des 
Geſetzes vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 89: 8 2 und des 8 298 
a. b. G. B. nicht geeignet, aber auch die Uebertragung als Accidenz 
bei der Einlage der K. G. St. Georgen Z. 386 im Sinne des Ge— 
ſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96: 8 7 b und 12 nicht 
ſtatthaft erſcheint, weil Recurrent nicht die Liegenſchaft der Bäche, ſon⸗ 
dern nur das Recht, darin zu fiſchen, beſitzt, und die Angabe der Lie- 
genſchaſten fehlt, gegen welche als dienendes Gut dieſes Recht in Aus— 
übung kommen ſoll. 


Den gegen dieſe Entſcheidungen überreichten außerordentlichen 
Recurs des Freiherrn M. v. M. hat der oberſte Gerichtshof mit Ent- 
ſcheidung vom 11. März 1885, 3. 2720, zurückgewieſen, weil die 
Entſcheidungen durch die denſelben beigegebene Begründung als gerecht— 
fertigt ſich darſtellen. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Ober: und 
Nieder⸗Schleſien. 

V. Stück. Ausgeg. am 31. Mai. — 18. Geſetz vom 5. April 1885, wirk⸗ 
ſam für das Herzogthum Schleſien, betreffend die Regulirung des Weidefluſſes ſammt 
Nebeugewäſſern in Schleſien. — 19. Geſetz vom 6. April 1885, wirkſam für das 
Herzogthum Schlesien, betreffend die Regulirung des Weichſelfluſſes ſammt Neben⸗ 
flüſſen in Schleſien. — 20. Geſetz vom 6. April 1885, wirkſam für das Herzog⸗ 
thum Schleſien, betreffend die Regulirung der Weichſelflußſtrecke von Schwarz⸗ 
waſſer bis zur Einmündung des Bialkafluſſes. — 21. Geſetz vom 6. April 
1885, wirkſam für das Herzogthum Schleſien, betreffend die Regulirung der 
Weichſelſlußſtrecke von der Bezirksſtraßenbrücke bei Drahomiſchl bis Schwarzwaſſer. 
22. Geſetz vom 6. April 1885, wirkſam für das Herzogthum Schleſien, 
betreffend die Regulirung a) der Weichſelflußſtrecke von der Einmün⸗ 
dung des Kopidlobaches bis zur Bezirksſtraßenbrücke bei Drahomiſchl, b) des 
Brennitzabaches von der Einmündung des Leſchnitzabaches bis zur Vereinigung 
mit der Weichjel. — 23. Geſetz vom 6. April 1885, wirkſam für das Herzog⸗ 
tum Schleſien, betreffend die Regulirung des Illownitza Lobnitz⸗ und Heinzen⸗ 
dorfer Baches. — 24. Geſetz vom 6. April 1885, wirkſam für das Herzogthum 
Schleſien, betreffend die Regulirung der Wildbäche im Weichſelgebiete. — 25. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 28. März 1885, Z. 3282, 
betreffend die Zurücklegung des an Guſtav Oppolzer in Teſchen verliehenen 
Befugniſſes eines Civilgeometers. — 26. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 8. April 1885, Z. 3961, betreffend die Ermäßigung der 
Fahrpreiſe für die Beförderung von Schüblingen und Corrigenden, ſowie für 
deren Escorte auf den öſterreichiſchen Eiſenbahnen. 

VI. Stück. Ausgeg. am 31. Mai. — 27. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 20. Mai 1885, Z. 5777, betreffend die admini⸗ 
ſtrative Territorial⸗-Eintheilung des Herzogthumes Ober- und Nieder-Schlefien. 

VII. Stück. Ausgeg. am 22. Juni. — 28. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 1. Juni 1885, 8. 6199, betreffend die Erklärung 
des von der Stadtgemeinde Baden unter dem Namen „Rath'ſches Badner Kranken⸗ 
haus“ errichteten Spitals als eine allgemeine öffentliche Krankenanſtalt. — 
29. Kundmachung des k. f. Landespräſidenten von Schleſien vom 3. Juni 1885, 
3. 6270, betreſſend die Ergänzungswahlen des Gewerbegerichtes in Bielitz. — 
30. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 12. Juni 1885, 
3. 6661, betreffend die Regelung des Kurweſens in dem Kurorte Gräfeuberg⸗ 
Freiwaldau. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


J. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. — Nr. 1. Geſetz vom 17. December 
1884, betreffend die Aenderung der 88 5, 6, 7, 27, 32 und 33 der Landtags- 
Wahlordnung vom 26. Februar 1861. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — Nr. 2. Verordnung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 12. December 1884, 3. 18.053, betreffend die Arz⸗ 
neitaxe für das Jahr 1885. 

III. Stück. Ausgeg. am 20. Janner. — Nr. 3. Geſetz vom 15. December 
1884, womit den Stadtgemeinden Brzezan, Stanislau, Przemysl und Rzeszow die 
Bewilligung zur weiteren Einhebung von Pflaſtermauthgebühren ertheilt wird. 
Nr. 4. Geſetz vom 15. December 1884, womit der Stadtgemeinde Tarnopol 
das Recht zur weiteren Einhebung von Pflaſtermauthgebühren eingeräumt wird. — 
Nr. 5. Geſetz vom 15. December 1884, wirkſam für das Königreich Galizien und 
Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Marktgemeinde 
Radymno die Bewilligung zur Einhebung einer Auflage von verſüßten ſpiri⸗ 
tuoſen Getränken ertheilt wird. — Nr. 6. Kundmachung der k. k. Statthalterei 
vom 2. Jänner 1885, Z. 81.321, betreffend die Bewilligung zur Einhebung 
eines Gemeindezuſchlages zur Verzehrungsſteuer vom Fleiſch und Wein. — 
Nr. 7. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 2. Jänner 1885, Z. 81.321, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Gemeindezuſchlages zur Ver⸗ 
zehrungsſteuer vom Fleiſch und Wein für die Stadtgemeinde Monaſterzyska, 
Buczaczer Bezirkes. — Nr. 8. Geſetz vom 28. December 1884, wirkſam für das 
Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, 
betreffend die Coutrahirung eines Anlehens im Betrage von 120.000 fl. ö. W. 
— Nr. 9. Kundmachung der galiziſchen k. k. Statthalterei vom 4. Jänner 1885, 
8. 81.882, betreffend die Steuerzuſchläge für den Grundentlaſtungsfond für das 
Jahr 1885. (Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Greffier des Leopold⸗Ordens, Sections rathe 
Norbert Ritter Wanniczek von Villnau den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der niederöſterr. Finanz⸗Landes⸗ 
direction Dr. Raphael Eckardt den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Krems Franz Freiherrn 
von Menßhengen den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Hüttenverwalter Karl Groß in Jakobeny 
taxfrei den Titel und Charakter eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Michael Freiherrn von Pidoll anläßlich der proviſoriſchen 
Uebertragung der Direction der Thereſianiſchen Akademie an denſelben taxfrei 
den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalſecretär der Kaiſer Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn, Regierungsrathe Richard Jeitteles den Titel eines Hofrathes und dem 
Centralinſpector dieſer Bahngeſellſchaft, kaiſerlichen Rathe Dr. Anton Bezeeny 
den Titel eines Regierungsrathes, beiden tarfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn 
Dr. Joſeph Nilius das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Hugo Ritter von Chlumeeky und Dr. Hermann Freiherrn 
von Pillerstorff zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre Guſtav 
Niſchelwitzer und Wilhelm Ritter Wokikowsky von Kundratitz zu Statt⸗ 
haltereiſecretären in Mähren ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom Generalconſulate in Paris verfügte 
Beſtellung des Joachim Guynot de Boismenu zum k. und k. Conſular⸗ 
agenten in St. Malo genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſeadjuncten Karl Korzinek zum Haupt- 
caſſier der niederöſterr. Landeshauptcaſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Wenzel Hlouſchek zum Ober— 


rechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 


Erledigungen. 


Magazineursſtelle in der elften Rangsclaſſe bei der k. k. Bergdirection 
in Pribram gegen Caution, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Oberöſterreich in 
der elften Rangsclaſſe, eventuell eine Statthaltereiconcipenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr. 17.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Dalmatien in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Statthaltereiconcipiſtenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 19.) 


Im Verlage der MAN schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7, erschien soeben: 


Das Recht der Photographie 


nach dem 


Gewerbe-, Press- und Nachdrucksgesetze. 
Von 
Dr. Ferdinand Lentner, 
k. k. Hofconcipist, Universitätsdocent etc. 
96 Seiten gr. 8. Preis 90 kr. kegen Rinsendung von Einem dulden 
franco nach überall. 


Auf dem vielumstrittenen Gebiete einer der wichtigsten Erfin- 
dungen der Neuzeit, jener der Photographie und der verwandten 
Zweige unserer modernen Graphik, ist der Kampf um die Rechts- 
sicherung, Dank dem Eifer und der Gründlichkeit aller dabei bethei- 
ligten Factoren, unlängst zum erfreulichen Abschlusse gelangt. Auch 
in Oesterreich darf nunmehr die Entscheidung des obersten Gerichts- 
und Cassationshofes vom 11. December 1885. Z. 9065, als eine end- 
giltige, für die Spruchpraxis massgebende angesehen werden, dass die 
Erzeugnisse der Photographie Objecte des Autorrechtes sind und als 
solche den gesetzlichen Schutz gegen unbefugte Nachbildung und Ver- 
vielfältigung im Sinne des kaiserlichen Patentes vom 19. Octoher 
1846, Nr. 992 J. G. S, ebenso geniessen, wie die Werke der alten, 
zeichnenden Künste. 

Die vorliegende Schrift bietet ein überschauliches Bild der all- 
mäligen Verwirklicbung dieses zu Gunsten der Photographie wie der 
geistigen Arbeit überhaupt erzielten Resultates. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


Bogen 39 der Erfenutniffe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Graß. 


